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Abréviations

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
GPK-NR Geschéaftsprifungskommission des Nationalrates
SBB Schweizerische Bundesbahnen

WAK-NR Kommission flr Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

VegiiV Verordnung gegen Ubermassige Vergltungen bei bérsenkotierten
Aktiengesellschaften

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CDG-CN Commission de gestion du Conseil national

CFF Chemins de fer fédéraux suisses

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

ORAb Ordonnance contre les rémunérations abusives dans les sociétés

anonymes cotées en bourse
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 28.06.2017
MARC BUHLMANN

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 29.06.2017
MARC BUHLMANN

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Institutions et droits populaires

Personnel de I’'administration fédérale

Kaderléhne in Bundes- und bundesnahen Unternehmen (Pa.lv. 16.438)

Eine im Juni 2016 von Susanne Leutenegger Oberholzer (sp, BL) eingereichte
parlamentarische Initiative verlangte eine Lohnobergrenze flr Kader in Bundes- und
bundesnahen Unternehmen, die sich am Bruttogehalt von Bundesratinnen und
Bundesraten orientieren sollte. Im Februar 2020 legte die SPK-NR einen ersten Entwurf
vor, der auch eine parlamentarische Initiative Minder (parteilos, SH; Pa.lv. 18.428) zur
Regelung von Abgangsentschadigungen mit einschloss. Die Vorlage sah eine
Lohnobergrenze von CHF 1 Mio. und ein Verbot von Abgangsentschadigungen vor. Den
Nationalrat passierte der Entwurf in der Frihjahrssesion 2021 deutlich, der Stéanderat
wollte hingegen nicht auf die Vorlage eintreten - es brauche gar keine
Gesetzesanderung, da Lohnexzesse in Bundes- und bundesnahen Betrieben bereits mit
bestehenden Massnahmen verhindert wirden. Unter anderem mit Verweis auf die
Abzockerinitiative und die entsprechende Kritik aus der Bevdlkerung an zu hohen
Lohnen bekraftige der Nationalrat seinen urspringlichen Beschluss in der Folge.
Nachdem jedoch der Stéanderat in der Frihjahrssession 2022 erneut nicht auf die
Vorlage eingetreten war, war diese - rund sechs Jahre nach ihrer Einreichung -
endgultig vom Tisch.

Chronologie

Die SPK-NR gibt Folge, die SPK-SR sagt Nein.
Der Nationalrat stimmt diskussionslos zu.
Die SPK-SR schwenkt um.

Erster Entwurf und Vernehmlassung

Der Nationalrat stimmt dem Entwurf zu.

Der Stéanderat tritt nicht auf die Vorlage ein.
Der Nationalrat halt an Eintreten fest.

Der Standerat versenkt die Vorlage definitiv.

Wie der Kaderlohnraport aufzeige, seien die Kaderléhne in Bundes- und bundesnahen
Unternehmen seit deren Ausgliederung stetig gestiegen. In der Zwischenzeit wurden
sich die Lohne der Unternehmensspitzen am internationalen Markt orientieren, also
«einem kleinen Kartell von Beglinstigten» statt an den Leistungen der Kader selber. Dies
stosse in der Bevolkerung auf Unverstéandnis und gefdhrde das Vertrauen in den Service
public. Gestutzt auf diese Argumentation forderte Susanne Leutenegger Oberholzer (sp,
BL) mittels parlamentarischer Initiative eine gesetzliche Obergrenze fir die Lohne der
Kader in Bundes- und bundesnahen Unternenmen. Der Maximallohn solle sich dabei an
der Entschadigung von Bundesréaten orientieren.

Die SPK-NR stimmte dem Vorschlag im Januar 2017 deutlich mit 21 zu 2 Stimmen bei
einer Enthaltung zu. In der Tat sei es stossend, dass Kader in Bundesbetrieben mehr
verdienten als ein Bundesrat - umso mehr, als dass diese Betriebe nur beschréankt dem
Markt ausgesetzt seien. Auch die SPK-SR sah zwar Handlungsbedarf, eine gesetzlich
geregelte Obergrenze und damit die parlamentarische Initiative Leutenegger
Oberholzer lehnte sie jedoch ab. Vielmehr sei dem Bundesrat der Auftrag zu erteilen,
im Rahmen der Eignerstrategie Bandbreiten flr Kaderldhne festzulegen. Mit zehn zu
drei Stimmen beschloss die SPK-SR deshalb, eine Kommissionsinitiative einzureichen
(Pa.lv. 17.443). Ende Juni 2017 tagte erneut die SPK-NR, die mit 18 zu 5 Stimmen
beschloss, an der Idee einer gesetzlichen Obergrenze festzuhalten und den alternativen
Vorschlag der Schwesterkommission zu sistieren. '
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 11.09.2017
MARC BUHLMANN

MOTION
DATE: 14.12.2017
MARC BUHLMANN

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 18.01.2018
MARC BUHLMANN

MOTION
DATE: 26.02.2018
MARC BUHLMANN

Weil die SPK-SR die parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL) Uber
angemessene Kaderlohne in Bundes- und bundesnahen Unternehmen abgelehnt hatte,
war der Nationalrat am Zug. Die SPK-NR empfahl mit 18 zu 5 Stimmen, der Initiative
Folge zu geben. Der Kommissionssprecher Gerhard Pfister (cvp, ZG) wies denn auch
darauf hin, dass die entscheidende Debatte wohl nicht in der grossen Kammer
stattfinden werde, im Standerat aber noch Uberzeugungsarbeit notwendig sei. Die SPK-
SR habe die Initiative Leutenegger Oberholzer zwar abgelehnt, ihrerseits aber eine
parlamentarische Initiative lanciert (Pa.lv. 17.443), mit der die Lohne nicht begrenzt,
aber reguliert werden sollen. Mit der im Nationalrat diskutierten Initiative sollen Kader
von Bundes- oder bundesnahen Unternehmen nicht mehr verdienen als ein Bundesrat,
wobei Pfister erdrterte, dass dies nicht unbedingt das aktuelle Bundesratssalar von
rund CHF 475'000 bedeuten misse, sondern dass man auch betrachten musse, welche
Leistungen ein Exekutivmitglied nach seiner Amtszeit beziehe. Pfister sprach von
»~approximativ” einer Million Franken als Benchmark. Der Nationalrat gab der
parlamentarischen Initiative Leutenegger Oberholzer diskussionslos Folge. ?

Mit einer Motion wollte Corrado Pardini (sp, BE) eine Lohngrenze fiir Kader von
bundesnahen Betrieben einflihren. Als Referenz fir eine Obergrenze sollte der Lohn
eines Bundesratsmitglieds dienen. Pardini nannte in seinem Antrag die Zahl von CHF
500'000. Er sehe nicht ein, weshalb Topmanager von Unternehmen mehr verdienen
sollen als die politisch flr diese Unternehmen verantwortlichen Bundesratinnen und
Bundesrate. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion.

Finanzminister Ueli Maurer legte in der nationalratlichen Debatte wahrend der
Wintersession 2017 dar, dass die Regierung eine Begrenzung als falsch erachte. Es
durfte schwierig sein, den Lohn eines Bundesratsmitglieds, der zum Beispiel auch das
Ruhegehalt beinhaltet, zu berechnen. Es sei zudem wesentlich einfacher,
Bundesratinnen und Bundesrate zu finden als CEOs flr die Bundesbetriebe. Ein
Lohndeckel kédnnte die Suche nach geeignetem Managementpersonal erschweren. Der
Nationalrat folgte allerdings mit 111 zu 74 Stimmen bei 2 Enthaltungen Pardinis Antrag,
der damit an den Standerat ging. Zustimmung erhielt die Motion von den geschlossenen
Fraktionen der Grinen und der SP sowie einer sehr starken Mehrheit der SVP-Fraktion.

Far Verwirrung hatte der Umstand gesorgt, dass Pardini seine Motion vorerst mit einem
Verweis auf die sehr &hnliche parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp,
BL) zuriickgezogen hatte, sie dann aber trotzdem aufrechterhielt und es zum Schluss
zur Abstimmung kam. *

Nachdem der Nationalrat mit Folge geben der parlamentarischen Initiative Leutenegger
Oberholzer (sp, BL) und der Annahme einer Motion Pardini (sp, BE) gehoérig Druck
aufgebaut hatte, entschied sich die SPK-SR um und gab dem Vorstoss der Baselbieter
Sozialdemokratin, der die Kaderléhne in Bundes- und bundesnahen Unternehmen
beschrénken méchte, mit 9 zu 3 Stimmen bei einer Enthaltung nun doch Folge. Damit
wird die SPK-NR einen Vorschlag fir eine Gesetzesanderung ausarbeiten kénnen, mit
der eine Referenzgrésse fur die Obergrenze der Lohne in bundesnahen Unternehmen
geschaffen werden soll. In ihrem Medienbericht machte die stdnderatliche SPK freilich
darauf aufmerksam, dass sich diese Referenzgrésse am Brutto- und nicht am
Nettogehalt eines Bundesratsmitglieds zu orientieren habe, also inklusive dem
Ruhegehalt. Zudem erwarte sie von ihrer Schwesterkommission, dass sie die
Formulierung der eigenen Kommissionsinitiative (Pa. Iv. 17.443) bei der Ausarbeitung
mitbertcksichtige. Inhaltliche Kriterien, die dort angeregt wirden, seien geeigneter als
ein fixer Lohndeckel. *

Im Standerat stiess sich Kommissionssprecherin Bruderer Wyss (sp, AG) am Umstand,
dass die Motion Pardini zu einer Lohngrenze fiir Kader von bundesnahen Betrieben im
Erstrat kaum diskutiert worden sei. Die Kommission anerkenne zwar, dass in der
Bevolkerung Unmut Uber hohe Managerléhne herrsche und dagegen etwas
unternommen werden musse. Allerdings seien Lohndeckel kein geeignetes Instrument;
vielmehr mussten inhaltliche Kriterien etwa im Sinne von spezifisch auszuhandelnden
Lohnbandbreiten leitend sein. Solche Kriterien habe die SPK-SR in einem eigenen
Vorschlag (Pa. Iv. 17.443) ausgearbeitet. Weil jedoch der Nationalrat an einer
weitergehenden parlamentarischen Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL) festhalte
und um  Doppelspurigkeiten zu vermeiden, erteile die SPK-SR ihrer
Schwesterkommission den Auftrag, auf der Basis eben dieser Initiative Leutenegger
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 01.02.2019
MARC BUHLMANN

MOTION
DATE: 05.10.2001
HANS HIRTER

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 11.03.2002
HANS HIRTER

Oberholzer einen Gesetzesvorschlag auszuarbeiten. Die Motion Pardini sei allerdings
abzulehnen, so die Empfehlung der Kommission.

Damit nicht einverstanden zeigte sich Paul Rechsteiner (sp, SG), der fir eine Annahme
der Motion warb. Es sei zwar zu begrissen, dass die parlamentarische Initiative
Leutenegger Oberholzer nun auch bei der SPK-SR auf offene Ohren stosse, der ganze
Prozess gehe aber viel zu schleppend voran. Auch wenn die Motion Pardini nicht der
Weisheit letzter Schluss sei, sei sie doch geeignet, um eine vernlnftige Lohnpolitik bei
Bundesbetrieben durchzusetzen. In der Folge diskutierten die Mitglieder der kleinen
Kammer dartliber, ob es sinnvoller sei, fixe Grenzen zu setzen oder aber den jeweiligen
Unternehmen Spielraume zu lassen und entsprechend inhaltliche Kriterien zu
definieren. Schliesslich machte auch Bundesrat Ueli Maurer die Suche nach
individuellen Losungen beliebt: So seien sowohl verniunftige Lohne ohne Exzesse
moglich und gleichzeitig musse nicht befurchtet werden, dass man keine qualifizierten
Topmanagerinnen und -manager mehr finde. Die kleine Kammer verwarf die Motion
Pardini schliesslich mit 34 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen. ®

Auch die SPK-NR gab der parlamentarischen Initiative Minder (parteilos, SH) Folge, die
den Verzicht auf Abgangsentschadigungen bei Topkadern in der Bundesverwaltung
fordert. Mit 18 zu 5 Stimmen entschloss sich die Kommission eine Vorlage ausarbeiten,
die zudem die parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL; Pa.lv. 16.438)
aufnimmt, der beide Kommissionen bereits Anfang 2018 Folge gegeben hatten. ¢

Economie

Politique économique
Droit des sociétés

Nicht zuletzt der Zusammenbruch der Swissair scharfte das Bewusstsein fur die
gesamtwirtschaftliche Bedeutung von privatwirtschaftlichen Fdhrungs- und
Managementsentscheiden. Motionen im Nationalrat von Leutenegger (sp, BL), Studer
(evp, AG; 01.3634) und einer aus SP-Abgeordneten gebildeten Minderheit der GPK-NR
flr mehr Schutz flr Minderheitsaktiondre und mehr Transparenz liber Managerl6hne
und Verwaltungsratshonorare wurden bekdmpft und ihre Behandlung verschoben.
Ungeteilte Zustimmung fand im Nationalrat die Forderung einer Motion Walker (cvp,
SG), der Bundesrat solle in einem Bericht darlegen, ob bei Aktiengesellschaften nach
schweizerischem Recht eine starkere Trennung zwischen operativer und strategischer
Flhrung sowie Vorschriften Uber die Unabhangigkeit von Verwaltungsratsmitgliedern
notwendig seien.’

Im Parlament und in der Offentlichkeit fand die Diskussion Uber die Regeln der
Verantwortlichkeit in Verwaltungsraten und {iber als zu hoch und nicht
leistungsgerecht empfundene Léhne von Spitzenmanagern ihre Fortsetzung. Der
Nationalrat lehnte in der Frihjahrssession eine parlamentarische Initiative Maspoli
(lega, Tl) und eine Motion einer von Chiffelle (sp, VD) angeflihrten Minderheit der
Kommission fur Rechtsfragen ab, welche eine Publikation der Bezlge der
Verwaltungsrate von Aktiengesellschaften verlangt hatten. Er stimmte jedoch einer als
Alternative dazu eingereichten parlamentarischen Initiative Chiffelle zu, welche diese
Offenlegungspflicht lediglich bei den bdrsenkotierten Gesellschaften einfihren will.
Gleichzeitig Uberwies der Rat auch eine Motion Leutenegger (sp, BL; 01.3153), welche
zusatzlich zu den Verwaltungsratsentschadigungen auch die Lohne der Spitzenmanager
publiziert haben will. Betroffen waren davon nicht nur borsenkotierte
Aktiengesellschaften, sondern auch die spezialgesetzlich geregelten Unternehmen des
Bundes (z.B. Post, SBB). Diese Motion war in der Abstimmung von den geschlossenen
Fraktionen der SP, der SVP und der GP, hingegen nur von Minderheiten der FDP und der
CVP unterstutzt worden. Ebenfalls dank einer Koalition zwischen der Linken und der
SVP gutgeheissen hat der Nationalrat eine Motion Leutenegger (sp, BL; 01.3261) fur
einen besseren Schutz der Minderheitsaktionére (ohne den Teil Gber ein Klagerecht fur
Interessenvertretungen der Kleinaktionédre). Der Sté&nderat war bei den beiden
Motionen Leutenegger zurlickhaltender. Die vorberatende Kommission hatte sich zwar
mit der allgemeinen Zielrichtung einverstanden erklart; da die Formulierungen zum Teil
zu weit gingen und zum Teil widersprlchlich und unprézis seien, beantragte sie die
Umwandlung in Postulate, was das Ratsplenum dann auch tat. ®

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.90 - 01.01.20



INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 19.12.2007
HANS HIRTER

MOTION
DATE: 06.03.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATE: 05.10.2001
MARIANNE BENTELI

MOTION
DATE: 31.12.2002
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL)
fur rechtliche Massnahmen gegen .,Lohnexzesse™ bei Spitzenmanagern keine Folge. Er
folgte damit den Argumenten seiner WAK, dass mit den oben erwédhnten
bundesratlichen Vorschlagen und friheren Revisionen des Obligationenrechts und den
auf Anfang 2007 in Kraft gesetzten neuen Bdrsenregeln das Anliegen weitgehend erfullt
sei. Die vom Unternehmer Thomas Minder im Vorjahr lancierte Volksinitiative, welche
insbesondere verlangt, dass die jahrliche Generalversammlung das Total der
Vergutungen an Verwaltungsrate und Spitzenmanager festlegt, und die dartber hinaus
auch das Depotstimmrecht der Banken abschaffen will (sog. .Abzockerinitiative")
erhielt weitere Unterstitzung. Nach den Grinen, der CSP und EVP stellten sich nun
auch die SP sowie der Bankpersonalverband und der Kaufménnische Verband (KV)
hinter das Begehren. ?

Crédit et monnaie
Banques

Bien que l'acceptation de l'initiative Minder contre les rémunérations abusives ait
renforcé le poids décisionnel des actionnaires, Susanne Leutenegger Oberholzer (ps,
BL) demande au Conseil fédéral d’interdire les bonus et de plafonner les salaires des
cadres dans les banques d'importance systémique. Elle estime qu'étant donné que les
banques d'importance systémique bénéficie d'une garantie indirecte de I'Etat, une
|égislation plus stricte devrait leur étre imposée afin qu'un minimum de risque financier
ne pese pas sur le contribuable. Cette motion découle de la décision du Credit Suisse
de distribuer des bonus élevés malgré une perte conséquente. En mettant en exergue la
liberté qui régit notre systeme économique, le Conseil fédéral a proposé de rejeter la
motion. En outre, il a mentionné I"'adoption de I'ordonnance contre les rémunérations
abusives (ORADb) et la loi sur les banques de 2012 (loi dite loi «too-big-too-fail») pour
décrire ses actions depuis la crise financiére de 2008. En chambre, la motion a été
rejetée par 129 voix contre 61.

Politique sociale

Population et travail
Salaires

Eine Motion Leutenegger Oberholzer (sp, BL), die vom Bundesrat verlangte, die
gesetzlichen Grundlagen fir eine volle Transparenz der Lohne der Geschéftsleitung
(inkl. Boni, Aktienoptionen und ~Fringe benefits™) und der
Verwaltungsratsentschadigungen zu schaffen- und zwar sowohl bei den
Aktiengesellschaften des privaten Rechts als auch bei spezialgesetzlichen Anstalten des
Bundes - wurde von den Nationalrdten Baumann (svp, TG) und Steiner (fdp., SO)
bekampft und somit vorderhand der Diskussion entzogen. "

Wenige Wochen nach Auffliegen der Millionenbezige von zwei ABB-Chefs nahm der
Nationalrat gegen den Widerstand der FDP und von Teilen der CVP mit 105 zu 49
Stimmen die im Vorjahr von Baumann (svp, TG) und Steiner (fdp, SO) bekdmpfte Motion
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) an, die vom Bundesrat einen Gesetzesentwurf verlangt,
der alle bérsenkotierten Unternehmen verpflichtet, die Bezlige der Geschéaftsleitung
und der Verwaltungsrate (inklusive Boni, Aktienoptionen und .fringe benefits")
individuell offen zu legen. Auf einstimmigen Antrag seiner WAK gab der Nationalrat
zudem einer parlamentarischen Initiative Chiffelle (sp, VD) Folge, die eine Anderung des
OR uber die Aktiengesellschaften in dem Sinn fordert, dass die bodrsenkotierten
Unternehmen verpflichtet werden, in einem Anhang zur Bilanz alle Betrage aufzufiihren,
die den Mitgliedern von Verwaltungsraten aufgrund dieser Funktion ausbezahlt werden.
Der Stéanderat sah die Angelegenheit als weniger dringlich an. Er wollte vorerst abklaren,
ob die neue Richtlinie der Schweizer Bérse nicht ausreicht und Uberwies die Motion
Leutenegger Oberholzer nur als Postulat. Einzig Leuenberger hatte sich fir die
verbindliche Form eingesetzt. ™
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 17.08.2018
DIANE PORCELLANA

POSTULAT
DATE: 05.10.2001
MARIANNE BENTELI

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 05.03.2008
MARIANNE BENTELI

Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL) a déposé une initiative parlementaire visant la
publicité des salaires des employées et employés d’entreprises privées pour faciliter la
mise en ceuvre de I'égalité salariale entre hommes et femmes. Elle demande une
adaptation du cadre légal, notamment du code des obligations. Bien que le Conseil
fédéral reconnaisse la pertinence de la mesure (Mo. 17.3613), il refuse d'imposer une
obligation générale de transparence en la matiére. Cela porterait atteinte a la liberté
économique et contractuelle. Avec son projet de révision de la loi sur I'égalité, il
souhaite tendre vers |'égalité salariale. Dans le cadre de I'examen préalable, la CSEC-CN
décide de ne pas y donner suite par 18 voix contre 7. La majorité des membres de la
commission s'oppose a l'idée de prévoir légalement une publication générale des
salaires. Une minorité souhaite au contraire y donner suite. L'initiative parlementaire
passera devant le Conseil national.

Santé, assistance sociale, sport
Assistance sociale

Der Nationalrat Uberwies ein Postulat Leutenegger Oberholzer (sp, BL), das den
Bundesrat beauftragt, einen Bericht Uber die Tieflohnsituation in der Schweiz sowie die
Lebensumstande der Working Poor ausarbeiten zu lassen. Ein ebenfalls angenommenes
Postulat ihrer Zircher Parteikollegin Fehr (Po. 01.3246) regte einen Bericht Uber die
Wohlstandsverhaltnisse und die Verteilung der Konsumkraft in der Schweiz nach Abzug
aller Steuern und Abgaben an, um Grundlagen fur die anstehenden Steuerrevisionen zu
erhalten. (Zum Steuerpaket siehe hier) ™

Groupes sociaux
Femmes et politique de parité

Nationalratin Leutenegger Oberholzer (sp, BL) hatte 2006 eine parlamentarische
Initiative eingereicht, welche analog zu den Arbeitsinspektoraten die Einflhrung eines
Lohninspektorats verlangte, um den verfassungsmassig verankerten Anspruch des
Rechts auf gleichen Lohn fir gleichwertige Arbeit durchzusetzen. Die Mehrheit der
Kommission machte geltend, Lohnunterschiede zwischen Frauen und Ménnern seien
nicht einfach nur eine Frage der Geschlechter, sondern ebenso sehr der Ausbildung
und der Berufserfahrung. Die Initiative wurde mit 109 zu 63 Stimmen klar abgelehnt. ™
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3) AB NR, 2017, S. 2172 f.
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